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1 Planungsanlass 
 

Die Satzung über die Festlegung der im Zusammenhang bebauten Ortsteile für 
Mawicke vom 29.11.1988 wurde durch die 1. Ergänzungssatzung am 

25.06.1999, durch die 2. Ergänzungssatzung am 20.06.2002, durch die 3. Er-
gänzungssatzung am 08.04.2006 und durch die 4. Ergänzungssatzung am 

29.11.2011 erweitert.  

 
Neben der hier vorliegenden 6. Ergänzungssatzung liegt der Stadt Werl ein 

weiterer Antrag auf Einbeziehung von Außenbereichsflächen in die im Zusam-
menhang bebauten Ortsteile gem. § 34 BauGB im Ortsteil Mawicke vor. Diese 

5. Ergänzungssatzung an der nördlichen Ostlandstraße ist derzeit im Verfah-
renslauf.  

 
Da im Ortsteil Mawicke derzeit wenige Grundstücke für die Vermarktung zur 

Verfügung stehen und die mittels der 4. Ergänzungssatzung bereitgestellten 
Wohnbaugrundstücke mittlerweile vermarktet sind, werden weitere Flächen 

nachgefragt. 
Um die Eigenentwicklung von Mawicke weiter zu gewährleisten ist vorgesehen, 

dem Antrag zu folgen und die Satzung über die im Zusammenhang bebauten 
Ortsteile in Mawicke um ca. 1.530 qm zu erweitern.  

 

Es ist geplant, wie im beigefügten Übersichtsplan (Abb. 1) dargestellt, auf der 
westlichen Seite am "Lauraweg" eine Wohnbebauung (ca. 880 m²) planungs-

rechtlich zu ermöglichen. Auf der südlich der zur Bebauung vorgesehenen Flä-
che soll eine ca. 650 m² große Ausgleichsfläche angelegt werden.  

 

 
Abb. 1: Übersicht/Ausschnitt aus der § 34er Satzung für den Ortsteil Werl-
Mawicke 
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Die Fläche befindet sich im hinteren Teil des Grundstücks Gemarkung Werl-
Mawicke, Flur 3, Flurstück 29. Die Erschließung des Grundstücks erfolgt über 

das am Lauraweg gelegenen Nachbargrundstück, Gemarkung Werl-Mawicke, 
Flur 3, Flurstück 144. Die Antragsteller sind Eigentümer des Grundstücks am 

Lauraweg und des Plangrundstücks.  
 

Es liegt eine Vereinbarung der Antragsteller mit den Eigentümern des südlich 

des Grundstückes 144 gelegenen Grundstückes vor, bezüglich einer Einver-
ständniserklärung zur Bebauung und zur Zufahrt des Plangrundstückes. Es ist 

der Bau eines eingeschossigen Bungalows vorgesehen (Anlage 2).  
 

Daher beschloss der Planungs-, Bau- und Umweltausschuss am 11.11.2019 die 
Einleitung des Verfahrens zur 6. Ergänzungssatzung gem. § 34 Abs. 4 Satz 1 

Nr. 3 BauGB und beauftragte die Verwaltung mit der Durchführung der erfor-
derlichen Beteiligungen.  

 
Im wirksamen Flächennutzungsplan ist für den Erweiterungsbereich Fläche für 

die Landwirtschaft dargestellt. Nach Rechtskraft der Satzung wird die Stadt 
Werl den Flächennutzungsplan zeitnah im Wege der Berichtigung anpassen.  

 

 
Abb. 2: Ausschnitt aus dem wirksamen Flächennutzungsplan der Wallfahrts-

stadt Werl, mit Plangebiet 
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2 Bestand/Planung 
 

Für eine zurzeit als Grünland/Weidefläche bzw. Garten genutzte Teilfläche von 
ca. 1.530 m², aus der Gemarkung Mawicke, Flur 3, Flurstück 29, beantragte 

der Eigentümer mit Schreiben vom 02.05.2019 die Ausweisung als Bauland.  
 

Die Erschließung des zukünftigen Wohngebäudes erfolgt über den "Lauraweg" 

und das Flurstück 144, durch den Anschluss an vorhandene Infrastrukturein-
richtungen. 

 
Die Erweiterungsfläche beträgt insg. ca. 1.530 m² und grenzt im Südosten an 

vorhandene Wohnbebauung, im Westen an Ackerland und im Nordwesten an 
einen landwirtschaftlichen Betrieb. 

 
Die vorh. Bebauung besteht aus ein- bis zweigeschossigen Wohngebäuden. 

Gem. § 34 BauGB müssen sich Vorhaben nach Art und Maß der baulichen Nut-
zung, der Bauweise und der überbaubaren Grundstücksfläche in die Eigenart 

der näheren Umgebung einfügen.  
 

Auf der unbebauten Erweiterungsfläche ist ein eingeschossiges Wohngebäude 
bei einer Grundflächenzahl von 0,4 möglich.  

 

 
Abb. 3: Entwurf der vorgesehenen Bebauung 

 
Die Versorgung mit Strom und Wasser ist über vorhandene Leitungen im 

„Lauraweg“ sichergestellt. 
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Zur Erfüllung der Abwasserbeseitigungspflicht betreibt der KBW in Mawicke 
überwiegend ein öffentliches Mischwasserkanalnetz, das der gemeinsamen 

Entsorgung von Schmutz- und Niederschlagswasser dient. Es ist daher vor-
gesehen, die zukünftige Bebauung ebenfalls im Mischwassersystem zu ent-

sorgen. Die Einleitung von Niederschlagswasser in den Mischwasserkanal hat über 

Rückhaltung zu erfolgen. Entwässerungsleitungen die über Fremdgrundstücke ver-

laufen, sind grundbuchamtlich abzusichern. 

 

Quellen, Bachläufe und Dränungen von Freiflächen dürfen nicht an die Kanali-
sation angeschlossen werden. 

 
 

3 Eingriffe in Natur und Landschaft 

 
Durch die geplanten Maßnahmen finden Eingriffe in Natur und Landschaft statt, 

die auf der Ebene der Bauleitplanung zu bewerten und zu kompensieren sind. 
Nach § 15 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) ist der Verursacher verpflich-

tet, unvermeidbare Beeinträchtigungen durch Maßnahmen des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege auszugleichen (Ausgleichsmaßnahmen) oder zu er-

setzen (Ersatzmaßnahmen). 
 

Bei Realisierung der beabsichtigten Planungen erfolgt auf der landwirtschaftlich 
genutzten Fläche eine Versiegelung. Bei einer Grundflächenzahl von 0,4 plus 

eines Zuschlags von 0,2 (50 %) für Zuwegungen, Garagen, Stellplätzen und 
Nebenanlagen i.S. des § 14 BauNVO ist eine Versiegelung von bis zu 528 m² 

möglich. 
 

Zur Verbesserung der ökologischen Situation im direkten Umfeld, ist eine Flä-

che zum Anpflanzen von sonstigen Bepflanzungen mit der Zweckbestimmung: 
artenreiche Mähwiese mit Obstbäumen festgesetzt. Hierdurch wird der Über-

gang der Erweiterungsfläche zur landwirtschaftlichen Fläche verbessert und ein 
Puffer geschaffen sowie der erforderliche Ausgleich zum Teil im Plangebiet um-

gesetzt. Hierzu soll auf der derzeit als Gartenland genutzten Fläche südlich des 
Bauvorhabens eine artenreiche Mähwiese mit einer Größe von ca. 540 m² an-

gelegt und mit Obstbäumen bepflanzt werden.  
 

Als Übergang zur freien Landschaft ist an der westlichen Grenze des Erweite-
rungsbereiches ein 3,00 m breiter Grünstreifen, der mit standortgerechten 

heimischen Sträuchern zu bepflanzen und zu unterhalten ist, anzulegen s. An-
lage 3). 

 
Durch die Gegenüberstellung der Biotoptypen des Bestandes (vor dem Eingriff) 

und der Planung (nach Realisierung des Vorhabens) kann der Eingriff für den 

Bereich Biotope bilanziert werden. Die Eingriffsbewertung und -Bilanzierung (s. 
Anlage 1) wurde auf der Grundlage des standardisierten Verfahrens zur Nume-

rischen Bewertung von Biotoptypen für die Bauleitplanung in NRW (vgl. LANUV 
2008) vorgenommen. Der überschlägigen Eingriffsbewertung und -bilanzierung 

folgend ist neben den beschriebenen Ausgleichmaßnahmen im Plangebiet   ei-
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ne Kompensation außerhalb notwendig, dies wird im Flächenpool der Wall-
fahrtsstadt Werl umgesetzt. Die genaue Eingriffsgröße und deren Kompensati-

on sowie rechtliche Absicherung ist bei konkreten Planungen im Rahmen des 
Bauantrages nachzuweisen. 

 
Hinsichtlich der festgesetzten artenreichen Mähwiese (Ausgleichsmaßnahme 

am südlichen Rand des Plangebietes) sind folgende Vorgaben zu berücksichti-

gen. 

- Einsaat mit regionaler Saatgutmischung, mit dem Standort und der Nutzung 

entsprechenden Saatgut  

- Saatzeitpunkt je nach Saatmischung, bevorzugt September 

- Mulchen oder alternativ Mähen mit Abräumen nur einmal jährlich nach Ab-
schluss der Brut- und Aufzuchtzeit, frühestens ab dem 15. Juni bis spätes-

tens 15. August. Unter den Obstbäumen mit herbstreifen Früchten ist eine 
zweite Mahd, des neu aufgelaufenen Grases, sofern erforderlich vor der Ern-

te möglich. 

- weitere Pflegemaßnahmen, z.B. zur Bekämpfung von Problemkräutern, nur 

nach Absprache mit der ULB. Der Einsatz von chemischen Pflanzenbehand-
lungsmittel ist ausgeschlossen.  

- Das Befahren, über die Pflegemaßnahmen hinaus, und das zusätzliche Dün-
gen der artenreichen Mähwiese verhindert eine gute extensive Entwicklung 

und muss unterlassen werden. 

 
Auf der Fläche sollen mindestens 6 Obstbäume neu angepflanzt werden. Die 

Anlage und Pflege der Obstbäume ist aus den beiliegenden Beschreibungen er-
sichtlich (s. Anlage 4). 

 
Schutzgebiete und schützenswerte Landschafsteile: 

 
Das Landschaftsinformationssystem NRW (LINFOS) weist folgende, flächenhaf-

ten Schutzausweisungen, im Umfeld aus: 

- Vogelschutzgebiet (VSG) 

- Naturschutzgebietsverzeichnis (NSG) 

- Landschaftsschutzgebietsverzeichnis (LSG) 

- lärmarme Erholungsräume (ER) 

- Naturraeumliche Haupteinheiten (NHE) 

- Unzerschnittene verkehrsarme Räume (UZVR) 

- geschützte Biotope 

- schutzwürdige Biotope 

- Es wird davon ausgegangen, dass Störungen auf Grund der Entfernung, 
räumlichen Trennung durch Straßen oder Bebauung und der geringen Größe 

des Plangebiets nicht entstehen. 

 
Landschaftsplan VI „Werl“ 
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Im rechtskräftigen Landschaftsplan sind für das Plangebiet keine direkten Fest-

setzungen dargestellt.  

Das Plangebiet befindet sich im Festsetzungsraum D.2.11 

Es werden folgende Aussaggen getroffen: 

Bezeichnung: Agrarraum östlich von Werl und Westönnen 

Naturraum:  Ackerbaulich geprägter Raum mit gewässerbegleitenden  
Gehölzbeständen und kleinen Grünlandbereichen. 

Entwicklungsziele: Für den Bereich ist das Entwicklungsziel 1 (Erhalt) sowie 

das Entwicklungsziel 2 (Anreicherung) und überlagernd das 
Entwicklungsziel 3 (Freiraumschutz) dargestellt. 

 

Zur Verwirklichung der Entwicklungsziele sind in dem in der Festsetzungskarte 
unter der Gliederungsnummer D.2.11 näher dargestellten Bereich folgende 

Maßnahmen umzusetzen: 

1. Naturnahe Unterhaltung und Gestaltung der Wasserläufe. 

2. Anlage von Ackerbrachestreifen und Säumen. 

3. Pflege und Neuanlage von Gehölzstreifen und Obstwiesen. 

 
Hier wird durch Umsetzung der in Frage kommenden Maßnahmen im Punkt 3, 

mit der Anlage eines Gehölzstreifens und einer Obstwiese, im Plangebiet, den 
Vorgaben des Landschaftsplans vor Ort entsprochen. 

 

 
Abb. 4: Ausschnitt aus dem Landschaftsplan IV Festsetzungskarte (Plangebiet 

gelb umrandet) 
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4 Artenschutz 
 

Die Abfrage des Landschaftsinformationssystems (LINFOS) zeigt, dass auf der 
Umnutzungsfläche selbst keine streng oder besonders geschützten Arten vor-

handen sind, was auch tatsächlich auf Grund der Nutzung als Viehweide un-
wahrscheinlich erscheint. Auch bei den im LINFOS kartierten Arten, Rohrweihe 

und Wachtelkönig, im Umfeld der Fläche wird auf Grund dazwischen liegender 

Ortslage (östlich), der L 969 (südlich) und dem Abstand von ca. 250 m (west-
lich) nicht von einer für den Erhaltungszustand bedeutenden Beeinträchtigung 

von dem überplanten Bereich ausgegangen. 
 

Das gleiche gilt für die im Fachinformationssystem „Geschützte Arten in Nord-
rhein-Westfalen“ (FIS) enthaltenen planungsrelevanten Arten, in Anbetracht 

der Beeinträchtigung dieses Bereichs durch Straßen und Bebauung im Umfeld 
und davon ausgehenden Störungen, wird eine Nutzung des Plangebiets als Le-

bensraum für unwahrscheinlich gehalten. 
 

Ein Teil der auf Messtischblattebene erfassten Arten scheidet für eine Nutzung 
des Plangebiets alleine schon auf Grund des Umstandes aus, dass die für einen 

Lebensraum erforderlichen Habitatstrukturen nicht vorhanden sind. 
 

Eine Auswertung der im FIS, für den Lebensraumtyp „Magerwiese beweidet“ 

dargestellten planungsrelevanten Arten befindet sich mit Zuordnung der Habi-
tatfunktionen (letzte Spalte) in der Anlage 5. 

 
Eine Nutzung des Plangebiets von den im LINFOS und FIS erfassten Arten als 

Nahrungshabitat könnte vereinzelt jedoch in Frage kommen, übernimmt aber 
auf Grund der geringen Größe keine existentielle Funktion. 

 
Angrenzende Flächen, insbesondere im Bereich des ökologisch gestalteten 

neuen Mühlenbachs, mit den Quellbereich „Effelde“ und großflächigen Land-
schaftseinheiten bieten hier wesentlich bessere Habitatbedingungen und Mög-

lichkeiten zur Jagd und Nahrungssuche.  
 

Vor diesem Hintergrund wird in der Umnutzung der relativ kleinen Fläche keine 
substantielle Beeinträchtigung streng geschützte Arten gesehen. Vorsorglich 

wurde dennoch die Anlage einer artenreiche Mähwiese mit Obstbäumen zur 

Verbesserung der ökologischen Situation, sowie eine Gehölzstreifen zur der 
Einbindung in die Landschaft vorgesehen. Dadurch wird eine Verbesserung der 

derzeitigen Eingrünung des Ortsrandes erreicht. Diese ökologischen Gestal-
tungselemente können auch Habitatfunktionen, z.B. für obstwiesenorientierte 

Arten, übernehmen.  
 

Insgesamt wird daher davon ausgegangen, dass keine Betroffenheit von streng 
oder besonders geschützten Arten ausgelöst wird und daher auch keine Ver-

botstatbestände nach § 19 oder § 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
entstehen werden. 
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Zur Vermeidung etwaiger Verbotstatbestände ist eine Begrenzung der Inan-
spruchnahme von Vegetationsbeständen auf Zeiten außerhalb der Brutzeit 

(01.03. bis 30.09.) vorzusehen. Rodungs- und Räumungsmaßnahmen von Ve-
getationsflächen sind demnach nur zwischen dem 01.10. und dem 28.02. zu-

lässig. Damit ist dann nicht ersichtlich, dass bei der Realisierung der beantrag-
ten Maßnahmen die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände für geschützte 

Tier- und Pflanzenarten nach § 44 BNatSchG berührt werden. 

 
Etwaigen Hinweisen auf vorkommende geschützte Tier- und Pflanzenarten bei 

der Bauausführung ist nachzugehen und in diesem Fall unverzüglich die Untere 
Landschaftsbehörde des Kreises Soest als die für den Artenschutz zuständige 

Behörde zu informieren. 
 

 
5 Altlasten 

 
Im Kataster über Altlastverdachtsflächen und Altlasten des Kreises Soest, das 

keinen Anspruch auf Vollständigkeit erhebt, ist im Planbereich der 6. Sat-
zungserweiterung für Mawicke keine Eintragung vorhanden. 

 
Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens sind folgende Hinweise zu beach-

ten: 

- Sollten bei Erdarbeiten Abfallablagerungen oder Bodenverunreinigungen 
festgestellt werden, ist die Abteilung Abfallwirtschaft/Bodenschutz des Krei-

ses Soest umgehend zu benachrichtigen. Die vorgefundenen Abfälle bzw. 
verunreinigter Boden sind bis zur Klärung des weiteren Vorgehens gesichert 

zu lagern. 

- Bei Baumaßnahmen anfallende Abfälle sind vorrangig einer Verwertung zu-

zuführen. Abfälle, die nicht verwertet werden, sind soweit möglich auf den 
Entsorgungsanlagen im Kreis Soest zu beseitigen. 

- Mutterboden ist abzuschieben und einer Verwertung zuzuführen. Nach § 
202 BauGB in Verbindung mit DIN 18915 ist bei Errichtung oder Änderung 

von baulichen Anlagen der Oberboden (Mutterboden) in nutzbarem Zustand 
zu erhalten und vor Vernichtung zu schützen. Er ist vordringlich im Plange-

biet zu sichern, zur Wiederverwendung zu lagern und später wieder einzu-
bauen. 

- Bei Verwertungsmaßnahmen über 400 m² Fläche, z. B. auf landwirtschaft-

lich genutzten Böden, ist eine eigenständige Baugenehmigung erforderlich. 

- In Nordrhein-Westfalen besteht eine allgemein zugängliche Boden- und 

Bauschuttbörse. Damit soll die Verwertung von unbelastetem Bodenaushub, 
Bauschutt, Straßenaufbruch und ausgewählten Baureststoffen (z.B. Metall) 

gefördert werden (Informationen unter www.alois-info.de oder bei der Ent-
sorgungswirtschaft Soest GmbH). 

 
 

http://www.alois-info.de/
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6 Denkmalpflege 
 

In der Umgebung des Planbereiches sind bereits bedeutende archäologische 
Fundstellen bekannt (vgl. Abb. 5).  

 

 
Abb. 5: Karte der archäologischen Fundstellen (Plangebiet lila umrandet) 
 

Dabei handelt es sich um neolithische, spätrömische-spätantike-
frühmittelalterliche und mittelalterliche Siedlungsreste, einen neolithischen Be-

stattungsplatz und neolithische, sowie frühmittelalterliche Lesefundstellen. 
Siedlungsplätze und Bestattungsplätze der Ur- und Frühgeschichte haben meist 

Ausdehnungen von mehreren Hektar. Die Lage der bereits bekannten Sied-
lungsreste in dem Areal, lässt auch hier, eine große Ausdehnung vermuten – 

200 m nordwestlich der teilgegrabenen neolithischen Siedlung (4413,0005) 
wurden bei Bauarbeiten weitere neolithische Siedlungsreste (4413,0428) auf-

gedeckt. 
Zudem deuten die neolithischen Lesefundstellen auf eine weitere Ausdehnung 

der Siedlung und/oder des Bestattungsplatzes hin. Aufgrund der frühmittelal-
terlichen Siedlungsreste an den verschiedenen Fundstellen (4413,0428; 

4413,008 und 4413,0062) und der frühmittelalterlichen Lesefunde 

(4413,0005) kann auch eine große Ausdehnung für die frühmittelalterliche 
Siedlung angenommen werden. 

 
Es ist durchaus damit zu rechnen, dass sich auch innerhalb des Plangebietes 

Siedlungsreste und/oder Reste von Bestattungen erhalten haben. 
 

Im ungünstigsten Fall könnte es während der Bauphase zur Entdeckung von 
Bodendenkmälern kommen, was dann zu zusätzlichen Kosten durch Verzöge-

rungen und Baustillstandzeiten führen würde. Denn nach dem OVG-Urteil 
Münster 10 A 2611/09 vom 20.09.2011 (S. 17) müssen Bodendenkmäler auch 

bei Entdeckung nach der Plangenehmigung aufgrund der bestehenden Siche-
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rungsverpflichtungen nach dem DSchG NW in die Denkmalliste eingetragen 
und entsprechend berücksichtigt werden. Dies würde dann unweigerlich zu 

aufschiebenden Wirkungen führen, die für durchgeplante Bauvorhaben erhebli-
che Konsequenzen haben würden. Die weitere Untersuchung ginge dann zu 

Lasten des Vorhabenträgers, ist doch das Verursacherprinzip im DSchG NW 
fest verankert.  

Um dies zu verhindern wird folgendes Vorgehen vorgeschlagen: Das Plangebiet 

kann durch wenige Baggerschnitte auf das Vorhandensein von Bodendenkmä-
lern überprüft werden. Diese Maßnahme könnte durch Mitarbeiter des LWL-

Archäologie für Westfalen durchgeführt werden, wenn der Vorhabenträger ei-
nen Bagger mit Baggerfahrer zur Verfügung stellen würde. Die Ausstattung des 

Baggers mit einer mind. 2 m breiten Böschungsschaufel ist unumgänglich. An-
dernfalls kann die Untersuchung nicht durchgeführt werden. Durch dieses Vor-

gehen ließe sich bereits frühzeitig Planungssicherheit herstellen. Auf Grundlage 
der Ergebnisse der Sachverhaltermittlung würde sich abschließend beurteilen 

lassen, ob bzw. inwieweit den jeweiligen Planungen Belange des Bodendenk-
malschutzes entgegenstehen und eine planerische Rücksichtnahme erforderlich 

machen. 
 

Daher ist vom Vorhabenträger, vor Beginn der Baumaßnahmen, Kontakt zum 
Westfälischen Museum für Archäologie/ Amt für Bodendenkmalpflege, Außen-

stelle Olpe (Tel.: 02761-93750, Fax: 02761-2466) aufzunehmen, um weitere 

Maßnahmen abzustimmen. 
 

Allgemeine Hinweise: 
Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und/ oder naturge-

schichtliche Bodenfunde, d. h. Mauern, alte Gräben, Einzelfunde aber auch 
Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit, 

Höhlen und Spalten, aber auch Zeugnisse tierischen und/ oder pflanzlichen Le-
bens aus erdgeschichtlicher Zeit) entdeckt werden. Die Entdeckung von Bo-

dendenkmälern ist der Stadt/ Gemeinde als Untere Denkmalbehörde und/ oder 
dem Westfälischen Museum für Archäologie/ Amt für Bodendenkmalpflege, Au-

ßenstelle Olpe (Tel.: 02761-93750, Fax: 02761-2466) unverzüglich anzuzeigen 
und die Entdeckungsstätte mindestens drei Werktage in unverändertem Zu-

stand zu erhalten (§ 15 und § 16 Denkmalschutzgesetz NW), falls diese nicht 
vorher von den Denkmalbehörden freigegeben wird. 

Der Landschaftsverband Westfalen-Lippe ist berechtigt, das Bodendenkmal zu 

bergen, auszuwerten und für wissenschaftliche Erforschung bis zu 6 Monaten 
in Besitz zu nehmen (§ 16 Abs. 4 DSchG NW). 

 
Werl, im August 2020 

i.A. 
 

 
 

(Ludger Pöpsel) 
Fachbereich III – Planen, Bauen und Umwelt 
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 Anlage 1 
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Einverständniserklärung zur Bebauung und zur Zufahrt des Plangrundstückes (anonymi-
siert) 
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Bewirtschaftungshinweis für Streuobstwiesen Anlage 4 
 
Streuobstwiesen sind besonders strukturreiche und artenreiche Kulturbiotope, in denen Ele-
mente und Strukturen der lichten Wälder, Waldränder und Wiesen zu finden sind. Sie bieten 
zahlreichen Tier- und Pflanzenarten einen wichtigen Lebensraum. Aufgrund der Lebensraum-
vielfalt herrscht ein großes Nahrungsangebot für Tiere, was sich in einem hohen Artenreichtum 
wiederspiegelt. Die Tiere auf Streuobstwiesen profitieren von den saisonalen Nahrungsspitzen 
wie Blüte, Fruchtfall und Mahd sowie den Nutzungseigenarten wie faulendes Obst, belassene 
Totholzhaufen und auch Dunghaufen. Umgebende Strukturen wie halboffenen Feldfluren, We-
gen, Teichen oder Feldhecken fördern den Artenreichtum zusätzlich. 
Streuobstwiesen werden mit zunehmendem Alter ökologisch wertvoller, wenn regelmäßige 
Pflege und Nachpflanzungen für eine dauerhafte Sicherung des Bestandes sorgen. Mit Bäumen 
aller Altersstufen sind sie besonders abwechslungsreich und bieten zahlreichen wirbellosen 
Tierarten einen Lebensraum. Blüten, Blätter und Holz sind Nahrungsgrundlage vieler Insekten-
arten. Der Höhlenreichtum alter Obstwiesen trägt zur besonderen Bedeutung für zahlreiche 
Tierarten bei. Neben häufigeren Vogelarten wie Amsel, Buchfink, Star, Kohl- und Blaumeise, 
begegnet man oft auch selteneren Arten wie Feldsperling, Grauschnäpper, Gartenrotschwanz 
und Grünspecht. Eine charakteristische Tierart der Streuobstwiesen ist der Steinkauz, der ins-
besondere von höhlenreichem Altholz profitiert. 
Die Nutzung von Streuobstwiesen findet in der Regel in zwei Stockwerken statt. Im oberen 
Stockwerk der Baumkronen werden die Früchte geerntet (Obernutzung), im unteren Stockwerk 
wird der Grasaufwuchs durch Mahd oder Beweidung genutzt (Unternutzung).  
Die Art und Weise der Unternutzung der Streuobstwiese ist für die Entwicklung einer artenrei-
chen Pflanzen- und Tierlebensgemeinschaft besonders wichtig. Günstig wirken sich extensiv 
gepflegte Wiesen aus, auf denen sich bis zu 3000 Tierarten, besonders Insekten, nachweisen 
lassen*. 
Auf Streuobstwiesen sind auch weitere Strukturelemente wie Steinhaufen, Reisig- und Totholz-
haufen oder Hecken- und Feldgehölze sinnvoll. Von Totholzelementen und Höhlen in Altbäu-
men sowie künstlichen Nisthilfen profitieren Vögel, Fledermäuse, Hornissen oder andere Insek-
ten. Sie tragen zur Artenvielfalt bei und halten explosionsartige Vermehrungen unerwünschter 
Schadinsekten im Zaum. 
 
Um diese ökologischen Funktionen zu sichern und zu fördern sind folgende Handlungsempfeh-
lungen in die Bewirtschaftung von städtischen Obstwiesen zu integrieren: 

 Ein ausgewogenes Verhältnis von, Jung- und Altbäumen ist durch fortlaufende Neupflanzung 
bei Ausfällen zu sichern. 

 Sicherung eines artenreichen Spektrums durch die Verwendung unterschiedlicher regionalty-
pischer Obstsorten. 

 Durch sachgerechte Obstbaumpflege soll eine möglichst hohe Lebenserwartung der Obst-
bäume gesichert werden. 

 Dennoch ist zur Förderung der Strukturvielfalt auch ein Anteil von mind. 10% Alt und Totholz 
bei Vorhandensein zu belassen. Dies kann auch durch liegendes oder stehendes Totholz auf 
der Fläche gefördert werden. Die Verkehrssicherungspflicht ist zu gewährleisten. 

 Höhlenbildung in alten Bäumen ist zuzulassen, vorhanden Höhlen dürfen nicht entfernt oder 
verschlossen werden. 

 Die Artenschutzrechtlichen Belange der Naturschutzgesetze von Bund und Land sind bei der 
Bewirtschaftung zu beachten. 

 Bei der Wiesennutzung soll der erste Schnitt erst nach dem Blühhöhepunkt, frühestens ab 
dem 15. Juni erfolgen. 

 Kein Einsatz chemischer Pflanzenbehandlungsmittel. 

 Kein Einsatz von organischen oder anorganischen Stoffen. 

 Keine Lagerung von Materialien oder Geräten auf den Flächen. 
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Anlage einer Obstwiese in der Wallfahrtsstadt Werl als Kompensationsmaßnahme für 
Eingriffe in Natur und Landschaft 
 

 Für eine kräftige Verwurzelung und eine vitale Entwicklung von Obstbäumen ist hochwerti-
ges Pflanzmaterial wichtig. Es ist daher wichtig, zertifizierte Obstgehölze in Baumschulen zu 
kaufen, die ihre Obstbäume selbst heranziehen. Auf jeden Fall soll die Pflanzqualität den 
Qualitätsrichtlinien des Bundes deutscher Baumschulen (BdB) bzw. Deutscher Marken-
baumschulen entsprechen. 

 Nicht alle Obstsorten sind aufgrund ihrer Kulturansprüche für alle Regionen gleichermaßen 
geeignet. Um sowohl einen guten Wuchserfolg als auch eine landschaftliche und ökologi-
sche Eingliederung zu ermöglichen müssen regionaltypische Obstsorten verwendet werden. 
Die Untere Naturschutzbehörde des Kreises Soest hat hierzu die Liste im Anhang zusam-
mengestellt. 

 Der erforderliche Pflanzabstand ist je nach 
Baumart unterschiedlich. Es sollen keine durch 
Zucht oder Veredelung auf Kleinwüchsigkeit ori-
entierten Bäume zum Einsatz kommen. Bei den 
folgenden maximalen Kronenbreiten von Hoch-
stamm-Obstbäumen handelt es sich um Erfah-
rungswerte, die als Mindestpflanzabstände re-
gelmäßig zugrunde gelegt werden können:  

 Pflaume: 6 – 8 m 

 Birne: 10 – 12 m 

 Apfel: 10 – 12 m 

 Süßkirsche: 12 – 14 m 

 Walnuss: 15 m 

 Obstbäume können an frostfreien Tagen während 
der kompletten Vegetationsruhe gepflanzt wer-
den. Der größte Anwachserfolg wird im Herbst in 
der Zeit vom Laubfall bis zum Beginn des Winters 
erzielt. Die im Herbst gepflanzten Bäume können 
bis zum Austrieb im Frühjahr neue Feinwurzeln 
bilden. 

 Ein regelmäßiger Baumschnitt muss durchgeführt 
werden. Es beginnt mit dem Pflanzschnitt, damit 
das Kronenvolumen dem reduzierten Wurzelvo-
lumen durch das Umpflanzen entspricht. Jung-
bäume müssen regelmäßig Erziehungsschnitte 
erhalten damit sich die Krone Baumtypisch und 
statisch stabil für den Fruchtbehang entwickelt. 
Bei ausgewachsenen Bäumen sind die Bildung 
von Fruchtholz und die Baumgesundheit durch 
fachgerechten Schnitt zu fördern. 

 Die Obstbaumentwicklung ist, insbesondere in 
den ersten Standjahren, durch Schutzvorkehrun-
gen gegen Einflüsse von außen zu schützen. 
Wildverbiss ist hier ein schwerwiegendes Prob-
lem. 
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Quellen: 
- Streuobstwiesenschutz in Nordrhein-Westfalen, www.umwelt.nrw.de 
- Obstgehölze regionaltypische Obstsorten im Kreis Soest, www.kreis-soest.de 

http://www.umwelt.nrw.de/
http://www.kreis-soest.de/
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